
I NHAFTIERTE
MINDERJÄHRIGE UND
HAFTBEDINGUNGEN
Die Rechte von Minderjährigen werden im Strafjusti zwesen von

Belarus systematisch verletzt. Schätzungen zufolge müssen

derzei t Tausende Minderjährige und junge Erwachsene wegen

geringfügiger, gewal tfreier Drogendel ikte mehrjährige

Gefängnisstrafen verbüßen.

I n manchen Fäl len ist davon auszugehen, dass die Betroffenen

keine Straftat begangen haben, sondern dass die Anklagen

gegen sie konstru iert wurden, wei l sie n icht mi t den Behörden

zusammengearbei tet haben. Die Behörden versuchen so,

I nformationen über andere mutmaßl iche Straftäter*innen zu

erhal ten.

M inderjährigen, denen Drogendel ikte vorgeworfen werden,

drohen vom Moment der Festnahme an zahl reiche

Menschenrechtsverletzungen. Das Recht auf ein fai res

Gerichtsverfahren, der Zugang zu einem Anwal t und zur

eigenen Fami l ie und die Rechte unter der UN-

Kinderrechtskonvention werden in vielen Fäl len missachtet.

Nach ihrer Verurtei lung werden sie häufig entgegen

internationaler Menschenrechtsstandards unter katastrophalen

Bedingungen in Haft gehal ten. Die Minderjährigen und jungen

Erwachsenen müssen in Haft schwere körperl i che Arbei t

lei sten und sind Schikanen ausgesetzt. Bei Krankhei t wi rd

ihnen eine angemessene medizin ische Versorgung immer

wieder verweigert.

Das Übereinkommen über die Rechte des Kindes der Vereinten

Nationen, dessen Vertragsstaat Belarus ist, schreibt vor, dass

die Festnahme oder I nhaftierung von Minderjährigen stets nur

als letztes Mi ttel erfolgen darf und so kurz wie mögl ich

gehal ten werden muss.
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I NFORMIEREN SIE SICH ÜBER BELARUS!
Wi r beantworten I hnen gerne I hre Fragen zur aktuel l en
Menschenrechtslage in Belarus!

Web: amnesty-belarus-ukraine.de
E-Mai l : i nfo@amnesty-belarus-ukraine.de
Twi tter

UNTERSTÜTZEN SIE UNSERE PETITIONEN UND NEHMEN
SIE AN UNSEREN VERANSTALTUNGEN TEIL!
Aktuel l e I nformationen finden Sie auf unserer I nternetsei te

WERDEN SIE AKTIV BEI AMNESTY INTERNATIONAL!
Werden Sie M i tgl i ed in einer Amnesty-Gruppe in I hrer
Umgebung oder in unserer Koordinationsgruppe!
Mehr I nformationen finden Sie unter:
https: //www.amnesty.de/mi tmachen/gruppe-finden
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Die sofortige Frei l assung al ler pol i ti schen Gefangenen!

registrieren!
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Meinungsfreihei t in Belarus!

Das Ende von Fol ter und Misshandlungen von

I nhaftierten sowie jegl icher Gewal t durch Pol i zei - und

Sicherhei tskräfte!

Dass al le Verantwortl i chen für Menschenrechts-

verletzungen zur Rechenschaft gezogen werden!

I NHAFTIERTE
MENSCHENRECHTS-
AKTIVIST*INNEN

VERSAMMLUNGS-,
VEREIN IGUNGS- UND
MEINUNGSFREIHEIT
Die Präsidentschaftswahl 2020 führte zu der stärksten

Unterdrückung der Meinungs-, Versammlungs- und

Verein igungsfreihei t in Belarus sei t seiner Unabhängigkei t.

Zehntausende friedl iche Demonstrierende wurden inhaftiert,

viele von ihnen wurden gefol tert oder erl i tten andere

Misshandlungen. Sicherhei tskräfte, die mi t exzessiver Gewal t

gegen Protestierende vorgingen, genießen Straflosigkei t.

Unabhängige Journal i st*innen werden strafrechtl i ch verfolgt

und inhaftiert. Die Behörden blockierten 2021 Hunderte

Websei ten, darunter Sei ten großer nationaler und

internationaler Medienunternehmen, sowie soziale Medien

wegen ihrer unabhängigen Berichterstattung. Jede Form

kri ti scher freier Meinungsäußerung wi rd in unfai ren Verfahren

strafrechtl i ch verfolgt. Öffentl i che Kundgebungen sind fakti sch

verboten. Demonstrierende werden zu Geld- und Haftstrafen

verurtei l t.

Das belarussische Justi zsystem weist schwere Mängel auf.

Diese sind umso gravierender, da in Belarus als einzigem Staat

in Europa und der ehemal igen Sowjetunion noch die

Todesstrafe für erwachsene Männer bis zum Al ter von 65

Jahren vol l streckt wi rd.

I nformationen zur Todesstrafe gel ten in Belarus als

Staatsgeheimnis. Im Jahr 2020 verhängten Gerichte

mindestens drei Todesurtei le. Zwei der Verurtei l ten, die Brüder

I l i a und Stanislau Kostseu, wurden im Mai 2021 begnadigt.

Dies geschah sei t 1994 zuvor nur ein einziges Mal . Laut

Amnesty I nternational vorl iegenden I nformationen wurde im

Jahr 2021 mindestens eine Person hingerichtet.

Zum Tode Verurtei l te werden erst di rekt vor ihrer H inrichtung

über diese informiert. Sie werden per Genickschuss getötet.

Der Leichnam wird den Fami l ien anschl ießend weder

überstel l t, noch wi rd ihnen der Bestattungsort mi tgetei l t.

Im Mai 2022 verabschiedeten die belarussischen Behörden

ein neues Gesetz, das die Todesstrafe für „versuchte

terrori sti sche Akte“ einführt. Vor dem Hintergrund, dass

Anklagen im Zusammenhang mit Terrori smus dazu verwendet

werden, Regierungskri tiker*innen juri sti sch zu verfolgen, i st

dies besonders alarmierend.

Zivi lgesel l schaftl i che Organisationen, wie das

Menschenrechtszentrum Viasna, sind berei ts sei t Jahren

Schikanen und Verfolgung durch die belarussischen Behörden

ausgesetzt. 2020/2021 verschärften die Behörden die

Unterdrückung. Zahl reiche Organisationen wurden gezwungen

zu schl ießen. Aktivi st*innen wurden festgenommen.
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Das 1996 gegründete Zentrum Viasna ist eine der führenden

Menschenrechtsorganisationen in Belarus und hat nach den

umstri ttenen Präsidentschaftswahlen im August 2020

Menschenrechtsverletzungen beobachtet und dokumentiert.

Mehrere Mi tarbei ter*innen von Viasna wurden in den

Folgemonaten aufgrund ihrer legi timen Menschenrechtsarbei t

inhaftiert. Die Koordinatorin des Freiwi l l i gendienstes von

Viasna, Marfa Rabkova, befand sich zwei Jahre in

Untersuchungshaft, bevor sie im September 2022 zu 15

Jahren Haft verurtei l t wurde.
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